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Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Bericht der Bundesregierung über Nachfrage und Angebot bei Studienpiätzen 


Vorbemerkung 

Die Bundesregierung hat auf Grund des Beschlus- 
ses des Bundestages vom 18. März 1970 bisher zwei 
„Berichte über Sofortmaßnahmen zum Abbau des 
Numerus clausus'' vorgelegt: 

Bericht vom 30. Oktober 1970 (Drucksache VI/1338), 
Bericht vom 3. Februar 1972. 

Die Bundesregierung hat ferner im Oktober 1972 
einen Terminplan für notwendige Reformmaßnah- 
men (Reformkalender) vorgelegt, von dessen Er- 
füllung die Bewältigung der anstehenden Probleme 
weitgehend abhängt. 

Der vorliegende Bericht löst sich von der Gliede- 
rung des Bundestagsbeschlusses von 1970, weil sich 
die Probleme in den vergangenen Jahren zum Teil 
geändert und die Gewichte der einzelnen Faktoren 
sich verschoben haben. 

Die Bundesregierung steht dabei allerdings vor der 
Schwierigkeit, über Probleme berichten zu müssen, 
deren Lösung nach wie vor in wesentlichen Teilen 
in der alleinigen Zuständigkeit der Länder liegt. 


I. Lage 

Die Bildungsexpansion der 60er Jahre fand weit- 
gehend planlos in einem (vertikal) dreigegliederten 
Schulwesen statt: Allein das Gymnasium sichert da- 
bei den Hochschulzugang; in seinen Lernzielen blieb 
es an Hochschulreife und Hochschulzugang ausge- 
richtet. Eine Reform der Oberstufe, die nach dem 
Vorbild anderer Länder neben dem Hochschul- 
zugang auch berufliche Qualifikationen vermittelt 
und auf deren Notwendigkeit die Bundesregierung 
schon in ihrem Bildungsbericht '70 hingewiesen hat, 
wurde zu spät und zu zögernd in Angriff genom- 
men. Die Folge dieser Entwicklung ist, daß fast alle 
Absolventen der Oberstufen mangels einer beruf- 
lichen Alternative Zugang zu der Hochschule su- j 
chen, ja suchen müssen. Die Hochschulen ihrerseits ' 
waren weder von der Struktur noch von ihrer Kapa- | 
zität her auf einen derartig schnell zunehmenden | 
Andrang ausreichend vorbereitet. | 

Bund und Länder mußten daher ab 1969/1970 ange- | 
sichts dieser Expansion im gymnasialen Teil der j 
Schule der Erweiterung der Hochschulkapazität in- j 


nerhalb des verfügbaren Bildungsbudgets hohe 
Priorität einräumen. So gelang es, in den drei Jah- 
ren von 1970 bis 1972 etwa 170 000 Studienplätze 
fertigzustellen. Nur mit dieser Priorität wurde es 
möglich, trotz der Engpässe in einzelnen Studien- 
fächern für jeden Studienbewerber einen Studien- 
platz zur Verfügung zu stellen - wenn auch nicht 
immer für das Studienfach seiner Wahl, nicht immer 
am gewünschten Studienort oder zu dem von ihm 
gewünschten Zeitpunkt. 

Im September 1973 haben etwa 37 000 Studienbe- 
werber die Nachricht erhalten, daß sie zu dem von 
ihnen in erster Linie gewünschten Studium nicht 
zugelassen werden können. Für den einzelnen be- 
deutet dies einen tiefen Eingriff in sein persönliches 
Schicksal. 

Noch nimmt aber der überwiegende Teil der Fach- 
bereiche alle Bewerber auf, obwohl auch hier vor- 
handene Kapazitäten zum Teil bereits überbean- 
sprucht werden. Die Zahl der Studienbewerber hat 
jedoch in den vergangenen Jahren derart zugenom- 
men, daß die Zahl der Studienfächer mit Zulassungs- 
beschränkungen weiter zunimmt. 

Noch sind die Zulassungsbeschränkungen jedoch 
nicht die Folge einer insgesamt unzureichenden Ge- 
bäude- und Personalkapazität, sondern einer der 
individuellen Nachfrage nicht voll entsprechenden 
fachlichen Struktur. Der Hochschulausbau kann sich 
bei der geplanten weiteren wesentlichen Erhöhung 
des Bildungsangebots in allgemeinbildenden Schu- 
len aber nicht allein an der Zahl der Studienbewer- 
ber orientieren, sondern muß auch die zu erwarten- 
den Beschäftigungschancen der Hochschulabsolven- 
ten sowie die personellen und finanziellen Möglich- 
keiten des Hochschulausbaus berücksichtigen (so 
auch § 2 HBFG). Bereits in ihrem Bildungsbericht '70 
hatte die Bundesregierung deswegen deutlich ge- 
macht, daß der Erweiterung der Hochschulen Gren- 
zen gesetzt sind. Danach nannte die Bundesregierung 
in einer ersten Grobschätzung etwa ein Viertel eines 
Jahrgangs als Kapazitätsgrenze. 

Die Bund-Länder-Kommission für Bildungsplanung 
hat dieser Überlegung weitgehend folgend für die 
Erweiterung des Hochschulbereichs ein quantitatives 
Ziel für 1985 gesetzt, das die Zahl der Studienan- 
fänger im gesamten Hochschulbereich (d, h. ein- 
schließlich der Fachhochschulen) auf 22 bis 24 v. H. 
eines Geburtsjahrgangs begrenzt. 
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Im Jahre 1965 nahmen etwa 11,9 v. H. eines Jahr- 
gangs ein Hochschulstudium auf, 1970 waren es 
etwa 14 V. H., und 1975 wäre mit etwa 24 v. H. zu 
rechnen. Für 1975 hat die Bund-Länder-Kommission 
einen Zielwert von 20 v. H. genannt. 

Die Nachfrage nach Studienplätzen und damit der 
Drude auf die Hochschulen wird sich also in naher 
Zukunft nicht ändern: 

— Die studienvorbereitenden Bildungsgänge der 
Schulen verzeichnen nach wie vor einen großen 
Zuwachs an Schülern, und auch in den kommen- 
den Jahren werden etwa 95 v. H. von ihnen ein 
Studium aufnehmen wollen; 

— die Fachoberschulen, die neben der Hochschul- 
reife auch berufliche Qualifikationen vermitteln, 
werden immer mehr zu einer Art Studienvor- 
bereitung für die Universitäten: Fachoberschul- 
absolventen setzen ihr Studium zunehmend nach 
Abschluß des Grundstudiums oder nach der Gra- 
duierung an der Universität fort; eine Entwick- 
lung, die in diesem Sinne nicht wünschenswert 
ist; 

— die Reformen, welche die Bund-Länder-Kommis- 
sion für die Neugestaltung der Oberstufen, ins- 
besondere für die größere Durchlässigkeit zwi- 
schen studienvorbereitenden und berufsvorberei- 
tenden Bildungsgängen vorsieht, können dem- 
gegenüber in den nächsten Jahren noch nicht 
wirksam werden. Auch in den kommenden Jah- 
ren wird die reformierte Oberstufe der Gegen- 
wart im wesentlichen nur eine Ausbildung ver- 
mitteln, die vor allem auf das Hochschulstudium 
vorbereitet. 

Berufliche Alternativen werden damit für län- 
gere Zeit noch keine große quantitative Wirkung 
haben können, denn selbst wenn sie angeboten 
würden, werden sie vorläufig als weniger attrak- 
tiv erscheinen. 

Die Entwicklung der nächsten Jahre stellt Bund und 
Länder also vor die äußerst schwierige Aufgabe, die 


Überleitungsphase zur Begrenzung des Hochschul- 
ausbaus so zu gestalten, daß die Folgen dieser Ent- 
wicklung nicht diejenigen treffen, die sie am wenig- 
sten zu verantworten haben: die Schüler, die sich 
heute in den Oberstufen der Gymnasien und den 
Fachoberschulen befinden. 


IL Die Entwicklung von 1968 bis 1973 

Die Darstellung der Entwicklung der Zulassungs- 
situation und der kapazitätserhöhenden Maßnah- 
men in den letzten fünf Jahren leidet nach wie vor 
! unter einem bedrückenden Mangel an statistischen 
Daten und vor allem an der Rückständigkeit der 
Daten. Der Bundestag hat zwar auf Initiative der 
Bundesregierung im Jahre 1971 das Gesetz über 
eine Hochschulstatistik für Bundeszwecke verab- 
schiedet, das die gesetzliche Grundlage für eine um- 
fassende und moderne Hochschulstatistik darstellt. 
Der Bericht, den der beim Statistischen Bundesamt 
gebildete Ausschuß für Hochschulstatistik Ende 1973 
dem Bundestag vorlegen wird, macht jedoch deut- 
lich, daß alle Bemühungen um bessere und schneller 
veröffentlichten Statistiken nur erfolgreich sein kön- 
! nen, wenn das für die Erarbeitung der Statistiken 
erforderliche Personal zur Verfügung gestellt wird. 
Die Bundesregierung bittet den Bundestag, sie bei 
den Bemühungen zu unterstützen, die erforderlichen 
Konsequenzen für die personelle Ausstattung des 
Statistischen Bundesamts aus dem Bericht des Aus- 
schusses für die Hochschulstatistik zu ziehen. 

Da die Statistiken der Zentralen Registrierstelle (bis 
zum Sommersemester 1973) und der Zentralstelle 
(ZVS) (Wintersemester 1973/1974) nicht vergleichbar 
I sind, muß die Entwicklung bis zum Wintersemester 
I 1972/1973 anhand der Unterlagen der Zentralen Re- 
i gistrierstelle gesondert dargestellt werden. Die fol- 
I gende Übersicht zeigt die Entwicklung der Bewer- 
I bungen und Zuteilungen zwischen 1968 und 1972. 


Bewerbungen und Zuteilungen nach Jahren 


(Sommersemester und nachfolgendes Wintersemester) 

und Fachrichtungen 


1 1968 

Studiengang 


1969 

1 

1970 

1 

1971 

! 

1972 


Z 

B‘) 

Z 

B') 

Z') 

B‘) 

z 

B‘) 

Z 

Architektur - 

— 

_ 


1 439 

729 

2010 

798 

3 204 

815 

Biochemie - 

- 


- 

- 

- 


- 

1 451 

182 

Biologie - 


- 

- 

- 

- 

- 

- 

6 802 

1 295 

Chemie - 

- 

- 

- 

- 

_ 

- 


5 500 

4 025 

Lebensmittel-Chemie - 


- 

- 

- 


- 

- 

1 833 

790 

Medizin 11 943 

4 567 

13 985 

4 521 

18 392 

4 893 

24 575 

5 404 

26 107 

5 642 

Pharmazie - 

— 

— 

- 

- 

- 

10 363 

1 386 

18 362 

1 466 

Psychologie - 

- 

- 

- 

- 

- 

7 777 

2 571 

10 987 

1 804 

Tiermedizin - 

- 

603 

457 

1 530 

568 

1 899 

540 

3 461 

544 

Zahnmedizin 3 892 

981 

5 193 

937 

7 537 

1 114 

8 651 

963 

12 058 

1 059 


B = Bewerbungen 9 Enthalten Doppelzählungen, da Bewerber zweiter und 

Z = Zuteilung niedrigerer Präferenz sowie solche, die sich jeweils im 

Quelle: nach ZRS - Statistik vom 9. Mai 1973 SS und WS des gleichen Jahres beworben haben, mit- 

gezählt wurden. 

Zugeleitet mit Schreiben des Bundesministers für Bildung und Wissenschaft vom 4. Dezember 1973 - IV A4 
- 42 12 - 150173 gemäß Beschluß des Deutschen Bundestages vom 8. März 1973 - Drucksache VH523. 
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Studienberechtigte 1966 bis 1972 

Das starke Anwachsen der Zahl der Studienberech- 
tigten seit 1966 hatte verschiedene Ursachen: 
Während im Jahre 1966 noch die schwachen Jahr- 
gänge der Geburtsjahre um 1946 die Studienberech- 
tigung erwarben, waren es im Jahre 1972 die sehr 
viel stärkeren Jahrgänge der Jahre um 1952. 

Jahr der 

Studien 1965 1966 1968 1970 1972 

berechtigung 

Zahl der 

jev/eils 644 400 680 300 786 200 821 500 814 300 
19 bis 21jährigen 

Mit diesen wachsenden Jahrgangsstärken fällt zeit- 
lich der wachsende Anteil der Abiturienten der 
Gymnasien am Altersjahrgang zusammen: 

Abiturienten 1966 1968 1970 1972 

absolut 47 700 73 100 81 200 92 900 

V. H. am Durch- 
schnitts- 
jahrgang der 

19 bis 21 jährigen 7,0 9,3 9,9 11,4 

Innerhalb von sechs Jahren ist also allem die Zahl 
der Abiturienten der Gymnasien um 45 000, das heißt 
etwa um 95 v. H. gestiegen. 

Gegenwärtig nehmen etwa 95 v. H. der Absolven- 
ten der Gymnasien und fast alle diejenigen, die ihre 
Hochschulberechtigung an Fachoberschulen, Abend- 
gymnasien, Kollegs sowie durch Begabten-Eignungs- 
und Sonderprüfungen erworben haben, ein Hoch- 
schulstudium auf. Ferner setzen gegenwärtig etwa 
15 V. H. der Fachhochschulabsolventen ihr Studium 
an Universitäten fort. 

Die Gesamtzahl der Studienanfänger (einschließlich 
Ausländer) hat daher in folgender Weise zuge- 
nommen: 



1965/66 

1972/73 

Zunahme 
in Prozent 

Studienanfänger 

insgesamt 

83 200 

164 300 

97 

davon 

an Universitäten 
und Pädagogischen 
Hochschulen 

57 900 

120 300 

108 

Fachhochschulen 

22 800 

40 500 

78 

Kunsthochschulen 

2 500 

3 500 

40 


Die mittlere Verweildauer, d. h. der Zeitraum, den 
ein Student durchschnittlich an der Hochschule ver- 


1966 



absolut 

V. H. 

Studenten insgesamt 

406 700 

100 

davon an Universitäten 

268 800 

66 

an Pädagog. Hochschulen 

52 000 

13 

an Fachhochschulen 

77 000 

19 

an Kunsthochschulen 

8 900 

2 


bringt, ist aber innerhalb von zwei Jahren an den 
wissenschaftlichen Hochschulen ebenfalls um mehr 
als 10 V. H. auf 6,3 Jahre gestiegen. 1970 betrug die 
mittlere Verweildauer noch 5,7 Jahre. Auch die Ver- 
weilzeiten an den anderen Hochschulen haben sich 
in den letzten Jahren, wenn auch weniger stark, 
verlängert. 

Die Zunahme der Studienanfängerzahlen und die 
Erhöhung der Verweildauer führte zu einem An- 
stieg der Studentenzahl zwischen 1966 und 1972 um 
mehr als 60 v. H. 

Die Übersicht macht deutlich, daß die Studentenzahl 
in diesen sechs Jahren um 250 000 zugenommen hat. 
Diese Zuwachszahl anteilsmäßig verteilt auf die 
verschiedenen Hochschularten, entspricht damit in 
ihrer Studentenzahl insgesamt: 

— 15 Universitäten der Größe der Universität Mar- 
bürg, 

— 20 Pädagogische Hodischulen der Größe der PH 
Köln, 

— 15 Fachhochschulen der Größe der FHS Aachen. 


Vergrößerung des Raumbestands 

Der Zuwachs an Studenten war überhaupt nur zu 
bewältigen, weil Bund und Länder in den vergangc 
nen Jahren folgende Beträge für Investitionsmaß- 
nahmen - ab 1970 im Rahmen der Gemeinschafts- 
aufgabe Hochschulbau - zur Verfügung gestellt 
haben (in Millionen DM): 


Jahr 

Bund 

Länder 

Insgesamt ^ 

1968 

640 9 

960 

1 600 

1969 

620 9 

1 330 

1 850 

1970 

940 

1 160 

2 100 

1971 9 

1 270 

1 256 

2 526 

1972 9 

1 569 

974 

2 543 


9 Bis 1971 Ausgaben für den gesamten Hochschulbereich 
einschließlich Ingenieurschulen (geschätzt). Genauere 
Angaben sind aufgrund der Abgrenzungen der amt- 
lichen Finanzstatistik nicht möglich. Ab 1971 Ausgaben 
nur im Rahmen der Gemeinschaftsaufgabe. 

2) Mitfinanzierung des Bundes bis 1970 in der Regel nur 
für bestehende wissenschaftliche Hochschulen; Beteili- 
gung an Klinikbauten nur mit 33 v. H. 

3) Ab 1. Januar 1971 auch Pädagogische Hochschulen. 

^) Ab 1. Januar 1972 auch nahezu alle Gesamthochschulen, 
staatlichen Fachhochschulen sowie Kunst-, Musik- und 
Sporthochschulen. 

Bund und Länder haben mit diesen Investitionen im 
Rahmen ihrer Gemeinschaftsaufgabe Hochschulbau 
die für Forschung und Lehre an den Hochschulen 
verfügbaren Flächen in den vergangenen Jahren 
erheblich vermehrt. Allein an den Universitäten 


1968 

1970 


1972 

absolut 

absolut 

V. H. 

443 700 

510 500 

661 500 

100 

289 800 

333 400 

425 800 

64 

63 200 

76 600 

1 1 1 000 

17 

81 200 

89 500 

HO 600 

17 

9 500 

10 900 

14 100 

2 
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wurden in den Jahren 1970 und 1971 etwa 1 070 000 
qm sogenannter „Hauptnutzfläche" bezugsfertig: 

1970; 360 000 qm, 

1971: 710 000 qm. 

Zum Vergleich: Diese 1 070 000 qm Hauptnutzfläche 

entsprechen etwa dem dreifachen der Fläche, die 
heute an der Universität Köln vorhanden ist. 

Die 1970 und 1971 in Betrieb genommenen zusätz- 
lichen Flächen verteilen sich folgendermaßen auf 
die Flächengruppen: 

Medizin etwa 400 000 qm 

Naturwissenschaften etwa 220 000 qm 

Geisteswissenschaften und Sozial- 
wissenschaften etwa 210 000 qm 

Ingenieurwissenschaften etwa 50 000 qm 

Sonstige (einschließlich zentrale 

Einrichtungen) etwa 190 000 qm. 

Die 1972 im gesamten Hochschulbereich zusätzlich 
fertiggestellten Flächen (ohne Kliniken), schätzt der 
Wissenschaftsrat auf etwa 800 000 qm Hauptnutz- 
fläche. Das bedeutet eine Steigerung des Gesamt- 
flächenbestandes der Hochschulen zwischen 1971 
und 1972 etwa um 15 v. H. 1972 ist damit der Flä- 
chenbestand stärker gestiegen als die Studenten- 
zahl, obgleich diese innerhalb eines Jahres um 
10 V. H. angewachsen ist. Die zusätzlichen Flächen 
sind also nicht voll für die Aufnahme zusätzlicher 
Studenten verwendet worden. Das gilt besonders 
auch für die Kliniken. 

Bund und Länder haben damit in den drei Jahren 
1970 und 1972 sogar unter Zugrundelegung der Flä- 
chenrichtwerte des Planungsausschusses die not- 
wendigen Räume für schätzungsweise 170 000 Stu- 
dienplätze im gesamten Hochschul bereich geschaf- 
fen. Mehr als ein Fünftel des 1972 an den Univer- 
sitäten (ohne Kliniken) vorhandenen Flächenbe- 
standes stammt damit aus den vergangenen drei 
Jahren. 

Die Investitionen haben folglich auch - global ge- 
sehen - zu einem deutlichen Rückgang des Raum- 
mangels an unseren Hochschulen geführt. 

Dennoch bleiben in einzelnen Fächergruppen noch 
beträchtliche Überbelegungen bestehen: pro Student 
steht in diesen Fächergruppen weniger an Fläche 
zur Verfügung als dem Richtwert des Planungsaus- 
schusses entspricht. Auch diese Überbelegungen 
konnten jedoch in Einzelfällen verringert werden; 
dies zeigt sich in einem leichten Rückgang der Rela- 
tion Student/Studienplatz (berechnet nach dem Richt- 
wert des Planungsausschusses für den Hochschulaus- 
bau) : 

Überbelegung 



(Stud. 

/ Stpl.) 


1971 

1972 

Geisteswissenschaften 

1,27 

1,18 

Naturwissenschaften 

1,30 

1,22 

Ingenieurwissenschaften 

1,34 

1,27 


Allerdings darf man bei der Betrachtung dieser Zah- 
len nicht außer acht lassen, daß eine optimale Ver- 
teilung der Hochschulräume entsprechend der je- 


weiligen Studentenzahlen, wie sie bei einer Durch- 
schnittsberechnung unterstellt werden muß, meist 
unmöglich ist. Die tatsächliche Überbelegung ist also 
in vielen Bereichen weit höher - dafür besteht in 
anderen eine Unterbelegung ohne daß hier in 
jedem Fall durch Umverteilung der Räume Abhilfe 
geschaffen werden kann. Angaben dieser Art kön- 
nen daher niemals Aufschluß über die Zustände in 
einem einzelnen Studienfach an einer bestimmten 
Hochschule geben. 


Wissenschaftliches Personal 


In welchem Umfang der Bestand an wissenschaft- 
lichem Personal an den Universitäten (ohne Pädago- 
gische Hochschulen und vergleichbare Einrichtun- 
gen) zwischen 1960 und 1972 vermehrt worden ist, 
zeigt folgende Übersicht: 


Steigerung 
1960 1972 auf v. H. 


Stellen für wissensch. 

Personal ^) 15 859 54 383 

Studenten 203 404 425 430 

Stud. /wissensch. 

Personal 12,8 7,8 


343 

209 


Ü Quelle; Wissenschaftsrat, Empfehlungen zum 2. und 
3. Rahmenplan 


Die Steilen für wissenschaftliches Personal wurden 
mehr als verdreifacht, die Studentenzahlen erhöhten 
sich demgegenüber nur auf das Doppelte. Das Zah- 
lenverhältnis zwischen Studenten und wissenschaft- 
lichem Personal hat sich dadurch wesentlich ver- 
bessert: Kamen 1960 noch 12,8 Studenten auf eine 
Stelle des wissenschaftlichen Personals, waren es 
1970 nur noch 7,8. Daß diese Erweiterung nicht in 
entsprechendem Umfang der Lehrkapazität zugute 
kam, u. a. auch in den medizinischen Fachbereichen, 
ist sicherlich eines der Probleme der heutigen Hoch- 
schiilpolitik. 

Besonders auffällig ist die Verbesserung der Per- 
sonalrelation im Bereich der Medizin: Während die 
Studentenzahl in diesem Zeitraum nicht zugenom- 
men hat und die Zahl der Studienanfänger sogar 
zeitweise zurückging, ist die Zahl der Stellen für 
wissenschaftliches Personal um fast 5000 vermehrt 
worden, so daß im Jahr 1970 nur noch 3,14 Studen- 
ten auf eine Stelle des wissenschaftlichen Personals 
kamen. 

Auch der Anteil der unbesetzten Stellen wurde im 
allgemeinen von 1964 bis 1970 vermindert. Er be- 
trug zum Jahresbeginn 1970 bei den Universitäten 
(ohne Neugründungen und ohne die zum Jahres- 
anfang geschaffenen Stellen) bei den Lehrstühlen 
8,6 V. H., im „Mittelbau" 5,8 v. H. und bei den Assi- 
stentenstellen 3,7 V. H. Der auffallend niedrige Pro- 
zentsatz bei den Assistentenstellen ist darauf zu- 
rückzuführen, daß Assistentenstellen auch dann als 
besetzt gelten, wenn sie lediglich von Doktoranden 
verwaltet werden. 
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Die erhebliche Vermehrung der Stellen des wissen- 
schaftlichen Personals in den 60er Jahren ist auch 
1971 und 1972 fortgesetzt worden. Nach Erhebung 
des Wissenschaftsrates ergibt sich hier folgendes 
Bild: 


Zunahme 1972 


Hochschulart 

1971 

1972 

gegenüber 1971 


Anzahl 


V. H. 

Universitäten 

49 872 

54 383 

4511 

9,0 

Pädagogische 

Hochschulen 

5 449 

5 599 

150 

2,8 

Kunst- und Musik- 
hochschulen 

1 234 

1 399 

165 

13,4 

Gesamthochschulen, 
Fachhochschulen 7 312 

8 834 

1 522 

20,8 

zusammen 

63 867 

70 215 

6 348 

9,9 


Gesamtausgaben für den Hochschulbereich 


Wahl (ausgenommen die medizinischen Fächer) ein 
Studium aufnehmen, wenn sie bereit sind, auf an- 
dere Hochschulen und notfalls auf verwandte Stu- 
diengänge auszuweichen. Die Erfahrung deutet dar- 
auf hin, daß die Studienberechtigten tatsächlich in 
dieser W'eise verfahren: Der Anteil der Studien- 
berechtigten, der ein Studium aufnimmt, hat trotz 
fortschreitender Zulassungsbeschränkungen in den 
vergangenen Jahren nicht abgenommen, sondern 
zugenommen. 

ln zehn Studienfächern und den dazugehörigen Fä- 
cherkombinationen für Lehramtssiudien sind heute 
die Bewerberzahlen höher als die Zahl der zuzu- 
lassenden Bewerber: 


Architektur, 

Biochemie, 

Biologie, 

Chemie ^), 

Lebensmittelchemie, 


Medizin, 

Pharmazie, 

Psychologie, 

Tiermedizin, 

Zahnmedizin 


Zwischen diesen Studienfächern ist die Situation 
bezüglich des Bewerberüberhangs und der erforder- 
lichen Wartezeiten recht unterschiedlich. 


Für die Personalausgaben, die Sachausstattung und 
die Neubauten an Hochschulen haben die Länder 
und der Bund in den vergangenen Jahren folgende 
Beträge ausgegeben: 


Gesamtausgaben 


für Hochschulen 

1966 

1968 

1970 

1972 

absolut (Mio DM) 
Anteil am Brutto- 

3869 

4530 

6873 

9110 

sozialprodukt (v. H.) 

0,79 

0,84 

1,00 

1,10 


Die Übersicht zeigt, daß Bund und Länder für die 
Hochschulen nicht nur absolut steigende Beträge, 
sondern auch ständig steigende Anteile am Brutto- 
sozialprodukt zur Verfügung gestellt haben. 


IIL Nachfrage und Angebot 

Zulassungssituation im Wintersemester 1973/1974 

Den Studienbewerbern stehen heute an den Uni- 
versitäten der Bundesrepublik etwa 90 Studien- 
gänge zur Auswahl. Berücksichtigt man, daß die ein- 
zelnen Studiengänge jeweils an mehreren Hoch- 
schulen angeboten werden, ergeben sich allein für 
das Studium an den Universitäten etwa 1360 Stu- 
dienmöglichkeiten. Dazu kommen noch mehrere 
hundert Studienmöglichkeiten an Fachhochschulen 
und Pädagogischen Hochschulen. 

Von den etwa 1360 Studienmöglichkeiten an den 
Universitäten stehen 911 (das sind zwei Drittel) den 
Studienbewerbern ohne Zulassungsbeschränkungen 
offen. Unter diesen sind 166 Studienmöglichkeiten in 
naturwissenschaftlichen Studienfächern, 54 in inge- 
nieurwissenchaftlichen und 582 in sozial- und 
geisteswissenschaftlichen Studienfächern. 

Es können also auch im Wintersemester 1973/1974 
fast alle Studienbewerber in der Fächergruppe ihrer 


ü In der Chemie konnten allerdings alle Bewerber auf- 
genommen werden, die das Fach mit erster oder zwei- 
ter Präferenz gewählt haben und noch eine große Zahl 
von Bewerbern, die ihm die dritte Präferenz gegeben 
hatten. 


Bewerberüberhang 

Um zu zeigen, wie groß die Aufnahmekapazität im 
Wintersemester 1973/1974 sein müßte, um alle 
neuen und wartenden Bewerber aufzunehmen, muß 
man die Aufnahmekapazität mit der Zahl der Haupt- 
anträge vergleichen, also der Anträge, die sich mit 
erster Präferenz auf das angegebene Studienfach 
beziehen. Hierbei ist allerdings zu beachten, daß 
auch im Sommersemester 1973 eine erhebliche Zahl 
von Bewerbern aufgenommen worden ist. 

Zulassungen und Ablehnungen 
im Wintersemester 1973/1974 


Fächer 

Zulassun- 
gen ü 

Haupt- 

anträqe 

(Deutsche) 

abgelehnte 

Haupt- 

anträge 

(Deutsche) 

Architektur 

1 223 

3 558 

2 335 

Biochemie 

37 

199 

162 

Biologie 

968 

2 048 

1 080 

Chemie 

2 815 

1 751 

0^) 

Lebensmittelchemie 113 

295 

182 

Medizin 

4 054 

21 794 

17 740 

Pharmazie 

772 

6 964 

6 192 

Psychologie 

1 807 

6 437 

4 630 

Tiermedizin 

538 

1 064 

526 

Zahnmedizin 

629 

4 155 

3 526 

Quelle: ZVS, WS 73/74 - Pressemitteilung v. 

29. 10. 73 


1) Ohne 8 v. H. der verfügbaren Studienplätze, die Auslän- 
dern Vorbehalten sind; soweit qualifizierte auslän- 
dische Bewerber nicht vorhanden sind, kommen diese 
Studienplätze deutschen Bewerbern zugute. 

2) In der Chemie konnten alle Bewerber 1. und 2. Präfe- 
renz aufgenommen werden sowie zahlreiche Bewerber 
3. Präferenz. 
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Neben Studienfächern mit mehrjährigem Bewerber- 
überhang, in denen dieser das Angebot an Studien- 
plätzen um ein mehrfaches übersteigt, steht etwa 
die Chemie, bei der jeder Bewerber einen Studien- 
platz erhalten konnte, der dieses Fach mit erster 
und zweiter Präferenz gewählt hatte und noch eine 
große Zahl von Bewerbern mit dritter Fachpräferenz 
zugelassen werden konnte. 

In der Medizin konnten die Zulassungszahlen auf 
Grund der intensiven Ausbaumaßnahmen in jüng- 
ster Zeit deutlich erhöht werden. Wenn man nicht 
nur die Zulassungszahlen des Wintersemesters, son- 
dern - was für ein klares Bild notwendig ist - auch 
die Zulassungszahlen des Sommersemesters berück- 
sichtigt, so hat die Gesamtzulassungszahl jetzt mit 
mehr als 7000 Studenten den bisher höchsten Stand 
erreicht. 


Zulassungsverfahren 

Die Westdeutsche Rektorenkonferenz richtete An- 
fang 1967 eine Zentrale Registrierstelle für Studien- 
bewerber (ZRS) in Norderstedt ein, die bis zu ihrer 
Auflösung im Jahre 1973 die Bearbeitung der Stu- 
dienbewerbungen für Mediziner, Zahnmediziner, 
Tiermediziner, Pharmazeuten, Architekten, Psycho- 
logen, Biologen und Chemiker übernommen und die 
Entscheidungen der Hochschulen vorbereitet hat. 
Ob ein Bewerber ein Studium aufnehmen durfte, 
entschied jedoch nicht die ZRS, sondern die einzelne 
Hochschule, nach Maßgabe der von ihr verbindlich 
festgelegten oder für sie geltenden Kriterien. Die 
hierdurch bedingte Vielfalt der anzuwendenden Zu- 
lassungsrichtlinien führte beispielsweise im Winter- 
semester 1970/1971 dazu, daß im Zulassungsverfah- 
ren für Medizin außer regionalen und lokalen „Lan- 
deskinder "-Vergünstigungen sieben verschiedene 
ßerechnungsarten im Rahmen des Leistungsprinzips 
und über 20 Arten von Vergünstigungen im Rah- 
men des Jahrgangsprinzips mit unterschiedlichen 
räumlichen Geltungsbereichen zu berücksichtigen 
waren. 

In dem Urteil des Bundesverfassungsgerichts vom 
18. Juli 1972 wird festgestellt, daß aus dem in 
Artikel 12 Grundgesetz gewährleisteten Recht auf 
freie Wahl des Berufes und der Ausbildungsstätte 
in Verbindung mit dem allgemeinen Gleichheits- 
grundsatz und dem Sozialstaatsprinzip im gegen- 
wärtigen System des Verhältnisses von Schulab- 
schluß und Hochschulzugang ein Recht auf Zulas- 
sung zum Hochschulstudium folge, das nur durch 
Gesetz oder auf Grund eines Gesetzes einschränk- 
bar sei. 

Allgemeine Zulasungsbeschränkungen für Studien- 
anfänger einer bestimmten Fachrichtung sind nach 
Auffassung des Bundesverfassungsgerichts nur ver- 
fassungsmäßig, wenn sie in den Grenzen des unbe- 
dingt erforderlichen und unter erschöpfender Nut- 
zung der vorhandenen Ausbildungskapazitäten an- 
geordnet werden, und wenn Auswahl und Ver- 
teilung der Bewerber nach sachgerechten und ein- 


heitlichen Kriterien unter Berücksichtigung der indi- 
viduellen Wahl des Ausbildungsortes erfolgen. 

Die wesentlichen Entscheidungen über die Voraus- 
setzungen für die Anordnung allgemeiner Zulas- 
sungsbeschränkungen und über die anzuwendenden 
Auswahlkriterien habe der Gesetzgeber selbst zu 
treffen. Die Hochschulen könnten zur Regelung der 
weiteren Einzelheiten innerhalb bestimmter Gren- 
zen ermächtigt werden. 

Da der Bundestag im Herbst 1972 angesichts bevor- 
stehender Wahlen eine bundesweite Regelung des 
Hochschulzugangs nicht treffen konnte, schlossen 
die Länder am 20. Oktober 1972 einen Staatsvertrag 
über die Vergabe von Studienplätzen. In das in die- 
sem Vertrag vorgesehene zentrale Studienplatzver- 
gabeverfahren wurden zehn Studienfächer und Fä- 
cherkombinationen einbezogen, in denen zum da- 
maligen Zeitpunkt an allen Hochschulen in der Bun- 
desrepublik Deutschland die Zahl der Bewerber die 
Zahl der verfügbaren Studienplätze überstieg. 

Der Staatsvertrag sowie die dazugehörende länder- 
einheitliche Rechtsverordnung sehen im wesent- 
lichen vor, daß zunächst von den verfügbaren 
Studienplätzen bis zu 

- - 8 V. H. für die Zulassung von Ausländern, 

— 15 V. H. für Härtefalle und 

-- bei entsprechenden landesrechtlichen Vorschrif- 
ten jeweils 2 v. H. für aktive Sanitätsoffiziers- 
anwärter und für Bewerber für den öffentlichen 
Gesundheitsdienst 
vorweg abzuziehen sind. 

Die verbleibende Anzahl der Studienplätze wird zu 
60 V. H. nach Schulnoten und im übrigen nach der 
Wartezeit vergeben. 

Dieses Verfahren wurde erstmals im Winterseme- 
ster 1973/1974 von der eigens dafür eingerichteten 
Zentralstelle für die Vergabe von Studienplätzen in 
Dortmund durchgeführt. 


Notendurchschnitte 

Um ohne Wartezeit zum Studium zugelassen zu 
werden, sind nach dem Zulassungsverfahren des 
Staatsvertrages der Länder Abiturnotendurch- 
schnitte erforderlich, deren Höhe nicht von den 
Anforderungen des Faches, sondern vom Umfang 
des Bewerberüberhangs abhängt: Je größer die Zahl 
der Bewerber, desto höher die zur Zulassung erfor- 
derliche Durchschnittsnote. Im Wintersemester 1973 
wurden nach diesem rechnerischen Prinzip zur Zu- 
lassung über die Leistungsliste folgende Abitur- 
notendurchschnitte verlangt: 


Architektur 

2,5 

Psychologie 

2,3 

Biochemie 

2,0 

Chemie 

2,8 

Biologie 

2,7 

(3. Präferenz) 


Lebensmittelchemie 

3,1 

Tiermedizin 

3,0 

Medizin 

1,9 

Zahnmedizin 

2,1 


Pharmazie 1,7 

Im Jahre 1973 lag die Abiturnote im Bundesdurch- 
schnitt bei 2,9. Nur aus der unterschiedlichen Nach- 
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fragesituation heraus ist es zu verstehen, daß für 
das Studium der Lebensmittelchemie ein Noten- 
durchschnitt von 3,1 genügt, während für ein Phar- 
maziestudium die Note 1,7 verlangt wird. Mit Quali- 
fikationsfragen hat dies nichts zu tun. In der Medi- 
zin hat sich z. B. an der Universität Bonn der Noten- 
durchschnitt für die Zulassung seit 1968 wie folgt 
entwickelt: 

Wintersemester 1968/1969 3,0 

Wintersemester 1972/1973 1,88 

Die Höhe der insbesondere für die Medizin erfor- 
derlichen Notendurchschnitte übt einen erheblichen 
Druck auf die Notengebung in den Schulen aus: El- 
tern wenden sich z. B. an Lehrer und Schulen mit der 
Bitte, die Zulassung zum Studium nicht durch 
schlechte Noten zu gefährden; Schüler werden durch 
das Zulassungssystem veranlaßt, die ihnen einge- 
räumten Möglichkeiten zur Fächerwahl nicht nach 
den Interessen am Fach, sondern mit Blick auf gün- 
stige Notendurchschnitte zu nutzen. Wegen unter- 
schiedlicher Anforderungen und Beurteilungen ist 
die Notengebung zwischen Ländern, Schulen und 
Lehrern faktisch unvergleichbar. Zugleich wird aber 
durch einen auf diese Noten ausgerichteten Lei- 
stungsdruck ein zentrales bildungspolitisches Ziel, 
nämlich die persönliche Entfaltung zu fördern, 
gefähidet. 

Wartezeiten 

Nach der Regelung des Staatsvertrages der Länder 
wird etwa V.i der insgesamt verfügbaren Studien- 
plätze nach der Zeit vergeben, die seit dem Erwerb 
der Hochschulberechtigung verflossen ist (Warte- 
zeit). Für die einzelnen Fächer ergeben sich unter- 
schiedlich lange Wartezeiten. Zum Wintersemester 
1973/1974 wurden über die Warteliste die Bewerber 
folgender Abitur] ahrgänge ganz oder teilweise auf- 
genommen: 


Fächer 

Jahrgang 

Mindestwartezeit 
in Jahren 

Architektur 

1971 

2 

Biologie 

1972 

1 

Chemie 

1973 

0 

Lebensmittelchemie 

1972 

1 

Medizin 

1969 

4 

Pharmazie 

1969 

4 

Psychologie 

1969 

4 

Tiermedizin 

1971 

2 

Zahnmedizin 

1969 

4 


Quelle; ZVS-Pressemitteilung vom 29. 10. 1973. 

Die jetzt über die Warteliste zugelassenen Bewer- 
ber der Fächer Medizin, Zahnmedizin, Pharmazie 
und Psychologie besitzen also bereits seit vier Jah- 
ren die Studienberechtigung. Sie beginnen das von 



1970 

Studienanfänger 

118,5 

Studienplätze 

503,3 

Absolventen 

64,2 

Quelle: Bildungsgesamtplan Bd. 

II S. 68 ff. 


ihnen angestrebte Studium damit in einem Alter, in 
dem viele Gleichaltrige bereits das Hochschulstu- 
I dium abschließen - oder abgeschlossen haben 
' sollten. 

Die Wartezeit wird heute, soweit sie nicht teilweise 
der Erfüllung der Wehrpflicht dient, in den meisten 
Fällen mit einem Studium in einem anderen Fach 
an der Hochschule verbracht. Hierdurch werden die 
Hochschulen unnötig belastet, oft wird sogar ande- 
ren Studienbewerbern ein Studienplatz weggenom- 
men, Stipendien und soziale Einrichtungen wie Stu- 
dentenheime und Mensen werden jahrelang in An- 
spruch genommen, ohne daß der Student die Absicht 
hat, das „Wartestudium" mit einer Prüfung abzu- 
schließen. Die etwa 5000 Studienbewerber, die zum 
Wintersemester 1973/1974 über die Warteliste zuge- 
lassen wurden, haben im Durchschnitt etwas über 
drei Jahre gewartet. 


IV. Zielvorstelluiigen 

Begrenzung des Hochschulausbaus 

Die Bundesregierung hatte bereits im Bildungsbe- 
ridit 70 formjjJiert, daß für etwa ein Viertel eines 
Jahrgangs Kapazität im Gesamthodischulbereich 
geschaffen werden sollte. 

Die für die gemeinsame Bildungsplanung von Bund 
und Ländern 1970 errichtete Bund-Länder-Kommis- 
sion für Bildungsplanung hat diese Zielsetzung im 
wesentlichen übernommen, differenziert und weiter- 
entv/ickelt. Der am 20. September 1973 von den Re- 
gierungschefs des Bundes und der Länder einstim- 
mig beschlossene Bildungsgesamtplan sieht einen 
Ausbau der Hochschulen vor, der es gestattet, daß 
folgende Anteile eines Geburtsjahrgangs als Stu- 
dienanfänger von den Hochschulen aufgenommen 
\verden: 

1970 1975 1980 1985 

Anteil am 
jeweiligen 
Alters- 
jahrgang 14v. H. 20v. H. 20-22 v.H. 22-24 v. H. 
Quelle: Bildungsgesamtplan Band I S. 43 
Hieraus ergeben sich folgende Zielzahlen für deut- 
sche Studienanfänger, Studienplätze und Hodisdiul- 
absolventen (in 1000): 

In den 15 Jahren zwischen 1970 und 1985 soll sich 
also die Zahl der Studienanfänger und Studenten 
verdoppeln und die Zahl der Absolventen fast ver- 
dreifachen. In der Zwischenzeit notwendige über- 


1975 

1980 

1985 

163,5 

187,0-206,0 

224,5- 245,0 

665,7 

811,1 -865,3 

965,7- 1047,6 

96,0 

133,7- 138,0 

164,9- 180,3 
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Belegungen von Studienplätzen sollten bis 1985 
schrittweise abgebaut werden. 

Bund und Länder haben mit diesen Ausbauzielen 
dem Bedarf an wissenschaftlich ausgebildeten Kräf- 
ten und der wachsenden Nachfrage nach Studien- 
plätzen Rechnung getragen, um möglichst vielen 
Bewerbern den Zugang zur Hochschule zu eröffnen. 
Gleichzeitig jedoch ist mit dem Ausbauziel 1985 die 
Grenze dessen erreicht, 

— was an Hochschulabsolventen nach heutiger 
Kenntnis vom Arbeitsmarkt aufgenommen wer- 
den kann; Schwierigkeiten auf Teilarbeitsmärk- 
ten sind allerdings nie ganz auszuschließen, 

— was im Planungszeitraum an zusätzlichen quali- 
fiziertem Personal für Forschung und Lehre an 
den Hochschulen ausgebildet und gewonnen wer- 
den kann, 

— was bei realistischer Einschätzung - unter Be- 
rücksichtigung auch der übrigen Aufgaben im 
Bildungsbereich - von der öffentlichen Hand 
finanzierbar ist, 

was in den kommenden Jahren mit den vorhan- 
denen Planungs- und Baukapazitäten durchführ- 
bar ist. 

Für 22 bis 24 v. H. eines Jahrgangs werden im Jahre 
1985 nur dann genügend Studienplätze bereitstehen 
können, wenn im Rahmen des Bildungsbudgets die 
Erweiterung der Hochschulen auch künftig fortge- 
setzt wird. Nach den Berechnungen der Bund- 
Länder-Kommission sind zur Realisierung der hier- 
zu notwendigen Expansion des Hochschulbereichs 
folgende Beträge für laufende Kosten und Sachinve- 
stitionen erforderlich (in konstanten Preisen des 
Jahres 1970): 



1970 

1975 

1980 

1985 

DM (in Mrd.) 

Anteil an Gesamtkosten 

7,1 

9,8 

13,4 

16,9 

des 

Bildungswesens (v. H.) 

24,3 

24,3 

25,6 

27,1 


Quelle: Bildungsgesamtplan Band II S. 116 f. 

Der Anteil des Hochschulbereichs an den Gesamt- 
bildungsausgaben müßte also sogar gesteigert wer- 
den, w^enn die geplante Zahl an Studienplätzen zu 
den vorgesehenen, allerdings zu überprüfenden 
Richtwerten bereitgestellt werden soll; dies wird 
nicht leicht zu realisieren sein, weil auch andere 
Bereiche des Bildungswesens - wie oben ausge- 
führt - zunehmender Förderung bedürfen. Deswe- 
gen müssen alle Rationalisierungen (wie z. B. das 
Studienjahr) mit Nachdruck betrieben werden. 

Das von Bund und Ländern festgelegte Ausbauziel 
stellt einen Mittelweg dar, der zwei Extreme ver- 
meiden soll: entweder den Ausbau der Hochschulen 
ausschließlich an den gegenwärtig erkennbaren Er- 
fordernissen des Arbeitsmarktes oder allein nach 
der augenblicklichen individuellen Nachfrage nach 
Studienplätzen auszurichten. Bund und Länder 
haben mit der Zielsetzung von 22 bis 24 v. H. eine 
Größenordnung gewählt, die unlösbare Beschäfti- 
gungsprobleme zu vermeiden sucht, auf der ande- 
ren Seite aber dem Recht auf Bildung und auf freie 


Berufswahl entgegenkommt und eine gewisse Kon- 
kurrenz der Hochschulabsolventen um attraktive 
Arbeitsplätze nicht ausschließt. 

Aber auch bei einer Beschränkung der Erweiterung 
der Hochschulen auf die von der Bund-Länder-Kom- 
mission beschlossenen Zielwerte wird das Risiko 
des einzelnen, nach dem Studium keinen angemes- 
senen Arbeitsplatz zu finden, zum Ende dieses Jahr- 
zehnts steigen. Das gilt insbesondere für solche Stu- 
diengänge, die relativ eng auf einen speziellen Be- 
ruf ausgerichtet sind. Es ist in diesen Studienfächern 
daher noch weniger sinnvoll, Hochschuleinrichtun- 
gen über das für die Ausbildung des Nachwuchses 
erforderliche Maß hinaus auszubauen. 


Trend der weiteren Hochschiilentwicklung 

Dem Bildungsbericht 1970 lagen statistische Anga- 
ben über quantitative Tendenzen im Bildungsbereich 
zugrunde, die die Expansion der gymnasialen Ober- 
stufe und das Ausmaß der Übergänge von der 
Hauptschule zur Realschule und von der Realschule 
zum Gymnasium in den späten 60er Jahren noch 
nicht erfaßt hatten. In den Jahren seit 1970 hat die 
Bundesregierung wiederholt auf die notwendigen 
strukturellen Veränderungen im Bildungswesen hin- 
gewiesen, die erforderlich sind, wenn ein Überdruck 
auf die Hochschulen mit unübersehbaren Folgen 
vermieden werden soll. Diese Entscheidungen, die 
nur zu einem kleinen Teil in der Zuständigkeit des 
Bundes liegen, oder an deren Verwirklichung der 
Bund in der Vergangenheit, insbesondere durch die 
Nicht-Verabschiedung des Hochschulrahmengesetzes 
im Jahre 1972, gehindert wurde, sind nicht getroffen 
worden. Heute zeichnen sich daher quantitative Ent- 
wicklungen ab, auf die der Bund die Länder ein- 
dringlich hinweisen muß. Jetzt Entscheidungen wei- 
ter zu vertagen, erscheint unverantwortlich. 

Die nachstehende Übersicht zeigt eine hypothetische 
Entwicklung der Zahl der Studenten und Studien- 
anfänger bis 1978, wenn sich der Trend der vergan- 
genen Jahre fortsetzt: 

Hypothetische Entwicklung der Hochschulen unter 
der Annahme, daß die Kapazität der Hochschulen 
entsprechend der Nachfrage nach Studienplätzen 
erweitert wird 

1972 1978 

Studienanfänger (Trend) 164 000 230 000 

Studenten (Trend) 662 000 1 000 000 

I Damit wären die folgenden öffentlichen Leistungen 

! verbunden (ohne Investition): 
wissenschaftliches Personal 70 000 103 000 

laufende Kosten 7,5 Mrd. DM 17,6 Mrd DM 

Bezogen auf einen Jahrgang würde das bedeuten, 
daß bereits 1978 etwa 25 v. H. eines Jahrgangs in 
die Hochschulen eintreten würden. Dieser Jahr- 
gangsanteil wäre dann bereits höher als der von 
der Bund-Länder-Kommission für 1985 vorgesehene 
Anteil. Die Studentenzahl würde bis 1978 noch ein- 
mal um die Hälfte zunehmen: Es müßten innerhalb 
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von sechs Jahren etwa 340 000 Studienplätze zusätz- 
lich geschaffen werden. 

Daß die Entwicklung so nicht verlaufen darf, ist 
offensichtlich. Es ist unmöglich, daß die öffentliche 
Hand einen solchen Ausbau finanzieren könnte. 
Dem Hochschulbereich müßte dann nämlich in Zu- 
kunft ein so hoher Vorrang eingeräumt werden, wie 
dies angesichts der dringenden Bedürfnisse im Be- 
reich der Vorschulerziehung, der Berufsbildung und 
der Ausbildungsförderung nicht vertretbar ist. 

Unlösbare Probleme dürften sich aber auch beim 
wissenschaftlichen Personal ergeben: Innerhalb von 
sechs Jahren müßte der Bestand an wissenschaft- 
lichem Personal um die Hälfte vergrößert werden, 
was ohne einen unvertretbaren Qualitätsverlust in 
einem so kurzen Zeitraum nicht möglich ist. Würde 
man aber den angedeuteten Trendverlauf zulassen 
Lind gleichzeitig auf eine angemessene Verstärkung 
des Personals verzichten, so würde sich die Ausbil- 
dung spürbar verschlechtern müssen. Erfahrungs- 
gemäß trägt dies dann zu einer Verlängerung der 
Verweilzeiten bei, was wiederum die Studentenzahl 
erhöhen würde. 

Schließlich ist auch unter dem Gesichtspunkt der 
Berufsmöglichkeiten für die Absolventen ein allein 
nachfrageorientierter Ausbau der Hochschulen nicht 
zu vertreten. 


Folgerungen 

Bislang war es jedem Abiturienten möglich, das 
Studium seiner Wahl, wenn auch zum Teil nach lan- 
ger Wartezeit, aufzunehmen. Die vorstehenden Ziel- 
vorstellungen der Bund-Länder-Kommission haben 
deutlich gemacht, daß in der zweiten Hälfte dieses 
Jahrzehnts nicht mehr jeder Studienbewerber damit 
rechnen kann, einen Studienplatz im Hochschul- 
bereich zu erhalten. 

Die Bundesregierung wird sich für das Einhalten der 
Zielzahlen der Bund-Länder-Kommission einsetzen. 
Zur Milderung von Härten für diejenigen, die sich 
bereits auf dem Wege zur Studienberechtigung be- 
finden, müssen die notwendigen Ausbauschritte in 
ihrem zeitlichen Ablauf flexibel gehalten sein. Im 
Ausbau allein kann aber ganz sicherlich keine 
Lösung des Problems liegen. 

Bund und Länder werden aus der dargestellten 
Situation Konsequenzen zu ziehen haben, auf die im 
folgenden kurz eingegangen werden soll: 

— die bessere Nutzung der Hochschuleinrichtungen, 

— die Berücksichtigung des Bedarfs an Hochschul- 
absolventen, 

— die Entwicklung von beruflichen Bildungsgängen 
für Abiturienten außerhalb der Hochschulen. 


Bessere Nutzung der Hochschuleinrichtungen 

Die Kapazität unserer Hochschulen ist in zahlrei- 
chen Fällen aufs äußerste ausgelastet; die Anwen- 


dung von Flächen- und Personalrichtwerten zeigt 
auch, daß in vielen Disziplinen eine Uberbelegung 
besteht, d. h. mehr Studenten unterrichtet werden 
müssen, als dies nach der vorhandenen Ausbil- 
dungskapazität angemessen wäre. 

Hierbei wird allerdings derzeit noch von den bis- 
herigen Nutzungszeiten und Nutzungsformen der 
Hochschuleinrichtungen ausgegangen. Die Bundes- 
regierung hat wiederholt betont, daß die hohen 
Investitionen im Hochschulbereich eine intensivere 
Nutzung der geschaffenen Einrichtungen verlangen 
und daß hierbei auch neue Wege zu gehen sind. Es 
geht um die Nutzung bisher vorlesungsfreier Zeiten, 
die Einführung des Studienjahres, eine intensivere 
Nutzung der Unterrichtsräume pro Woche, die Über- 
prüfung der Form des Lehrangebots, der Möglich- 
keiten des Selbststudiums und des Fernstudiums 
oder die Schaffung eines zusätzlichen Lehrangebots 
durch die Vergütung zusätzlicher Lehrveranstaltun- 
gen. All diese Maßnahmen können dazu dienen, 
Uberbelegungen zu verringern oder in den vorhan- 
denen Einrichtungen mehr Studenten aufzunehmen. 
Ihnen stellt sich derzeit sicherlich eine Fülle tech- 
nischer, organisatorischer, finanzieller, aber auch 
psychologischer Schwierigkeiten in den Weg. Die 
müssen schleunigst überwunden werden. Die Bun- 
desregierung wird deswegen darauf bestehen, daß 
bei der Aufstellung des 4. Rahmenplans für den 
Hochschulbau aufgezeigt wird, weiche konkreten 
Auswirkungen von diesen Maßnahmen zu erwarten 
sind und wie bzw. in welchem Zeitraum sie reali- 
siert werden können. Sie wird dabei auf Vorschläge 
des Reformkalenders vom Oktober 1972 zurück- 
greifen. 


Berücksichtigung des Bedarfs an Hochschul- 
absolventen 

I Bund und Länder sind sich darin einig, daß entspre- 
chend dem Hochschulbauförderungsgesetz beim 
Ausbau der Hochschulen nicht nur die Nachfrage 
j nach Studienplätzen, sondern auch der Bedarf an 
I Hochschulabsolventen zu berücksichtigen ist. Schon 
1 bei der Bemessung einer oberen Grenze für die 
I Gesamtkapazität haben derartige Überlegungen 
i eine Rolle gespielt; sie müssen auch beim fächer- 
I spezifischen Ausbau zugrunde gelegt werden. 

Der Bundesminister für Bildung und Wissenschaft 
hat im Laufe der letzten Jahre Bedarfsprognosen, die 
Entwicklung neuer Methoden und die Konkretisie- 
rung auf bestimmte berufliche Tätigkeitsfelder be- 
I sonders gefördert. Erste Ergebnisse liegen vor; vor 
wenigen Wochen ist bereits eine Prognose des 
Medizinerbedarfs veröffentlicht worden, eine Pro- 
gnose des Lehrerbedarfs wird folgen. Die Bundes- 
regierung wird diese Prognoseversuche kritisch 
v/erten, in die Beratungen mit den Ländern einbrin- 
gen und ihre eigene Willensbildung auch von dem 
Ergebnis dieser Untersuchungen abhängig machen. 
Konsequenzen für die Ziele des Hochschulausbaus 
werden von der Bundesregierung aus diesen Be- 
darfsprognosen für den 4. Rahmenplan für den 
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Hochschulbau gezogen, der den Zeitraum von 1974 
bis 1978 umfaßt. 

Die Prognosen müssen auch als Grundlage für die 
Beratung der Abiturienten und Studienbewerber 
dienen; es muß offen gesagt werden, daß sich das 
Risiko vergrößert, keinen Arbeitsplatz zu finden, 
der nach bisherigem Verständnis dem erreichten 
Bildungsabschluß entspricht. 


Berufliche Bildungsgänge als Alternative zum 
Hochschulstudium 

Den Absolventen des Sekundarbereichs II müssen 
ferner weitere Ausbildungsgänge eröffnet werden, 
die eine Berufsqualifikation vermitteln. 

Derartige Bildungsgänge dürfen aber nicht lediglich 
als „Ersatzangebot" für Abiturienten gewertet und 
konzipiert werden. Vielmehr müssen sie eine eigen- 
ständige Funktion haben. 

Die Bund-Länder-Komission hat am 8. Oktober 1973 
beschlossen*, für neue berufsqualifizierende Bil- 
dungsgänge im Tertiären Bereich einen Stufenplan 
zu erarbeiten. Im Zusammenhang damit werden auch 
die vom Deutschen Bildungsrat am 11. Oktober 1973 
veröffentlichten Empfehlungen zur Planung berufs- 
qualifizierender Bildungsgänge im Tertiären Be- 
reich zu erörtern sein. Diese Empfehlungen sprechen 
sich dafür aus, neue Ausbildungen - speziell für 
Abiturienten - mit mehreren Lernorten zu schaffen. 
Einer dieser Lernorte soll jeweils die Hochschule 
sein. 

Die Bundesregierung kann, abgesehen von der Aus- 
bildung des Nachwuchses für den gehobenen Dienst, 
in den meisten Bereichen der Bundesverwaltung nur 
in Zusammenarbeit mit den Ländern neue berufs- 
qualifizierende Bildungsgänge einrichten. Sie för- 
dert jedoch im Rahmen von Modellversuchen die 
Entwicklung besonderer Ausbildungsgänge für 
Abiturienten. Dabei soll auch die Einordnung die- 
ser Bildungsgänge in das Bildungssystem und der 
Zusammenhang mit dem Beschäftigungssystem ins- 
gesamt untersucht werden. 

Außerdem hat die Bundesregierung eine Reihe von 
Maßnahmen eingeleitet, die in dem Bericht der Bun- 
desregierung vom 18. Oktober 1973 (Bundestags- 
drucksache 7/1129) zur Abstimmung der Berufs- und 
Laufbahnreform mit den im Zuge der Bildungs- 
reform entstehenden neuen Bildungsabschlüssen 
z. T. bereits mitgeteilt worden sind. Darüber hinaus 
ist auf folgendes hinzuweisen: 

Um bereits bestehende und auch für Abiturienten in 
Betracht kommende Bildungsgänge für Abiturienten 
attraktiver zu gestalten und um eine Wiederholung 
schulischer Lernstoffe während der Ausbildungszeit 
möglichst zu vermeiden, wird die Dauer der Aus- 
bildung für Abiturienten, die eine Berufsausbildung 
in einem nach § 25 BBiG anerkannten Ausbildungs- 
beruf absolvieren wollen, in der Regel bereits heute 
nach § 29 Abs. 2 BBiG erheblich verkürzt. 

Die wünschenswerte Verbindung betrieblicher Be- 
rufsausbildung mit Bildungsgängen des Tertiären 


Bereichs, insbesondere auch des Hochschulbereichs, 
kann die Bundesregierung nicht unmittelbar ver- 
fügen. Sie hat jedoch im Regierungsentwurf eines 
Hochschulrahmengesetzes eine Regelung vorge- 
sehen, die die angemessene Anrechnung solcher 
Berufsausbildungen auf ein später eventuell ange- 
strebtes Hochschulstudium ermöglicht: Nach § 21 
E-HRG sollen Kenntnisse und Fähigkeiten, die vom 
Studienbewerber bereits in anderer Weise als durch 
ein Studium erworben wurden, über eine Einstu- 
fungsprüfung nachgewiesen werden können. Nach 
dem Ergebnis dieser Prüfung wird der Bewerber 
dann in einem entsprechenden Abschnitt des Stu- 
dienganges zum Studium zugelassen. Hierdurch 
verkürzt sich das Studium. 

Derartige Regelungen werden dazu beitragen, „Bil- 
dungssackgassen" zu beseitigen und die Atraktivi- 
tät von anerkannten Ausbildungsberufen zu er- 
höhen. 


V. Ausblick 

Die Bundesregierung fand 1969/1970 eine Situation 
vor, in der ein schneller Ausbau der Hochschulein- 
richtungen die eindeutig vordringliche Maßnahme 
war, um zu verhindern, daß Schüler, die von der 
Schule allein auf ein Studium vorbereitet waren, vor 
den Toren der Hochschulen stehen bleiben müßten. 
Das massive Ausbauprogramm hat bis zum Winter- 
semester 1973/1974 ermöglicht, daß nicht nur für 
jeden Abiturienten ein Studienplatz (wenn auch 
nicht immer seiner ersten Wahl) zur Verfügung 
stand, sondern daß zugleich zahlreiche Fachhoch- 
schulabsolventen und Studenten weiterführende Stu- 
diengänge aufnehmen konnten. Und dies, obwohl 
sich die Gesamtzahl der Studenten von 510 000 im 
Jahre 1970 auf mehr als 720 000 im Jahre 1973 
erhöht hat. 

Während des Ausbauprogramms, das 1970 anlief, 
haben aber Länder und Bund auch die langfristige 
Planung vorangetrieben, an der es im Hochschul- 
bereich faktisch vollständig fehlte, als die sozial- 
liberale Koalition im Herbst 1969 die Regierung 
übernahm. Drei Rahmenpläne für den Hochschul- 
ausbau wurden erstellt und nach zwei Jahren Arbeit 
der BLK kam im Sommer 1972 ein Beschluß der BLK 
und der Regierungschefs von Ländern und Bund zu- 
stande, den Ausbau der Hochschulen bei 22 bis 
24 V. H. Studienanfänger (gesamter Hochschulbe- 
reich) eines Jahrgangs zu begrenzen. Ferner wur- 
den Studien zum allgemeinen Bedarf an Hochschul- 
absolventen und - aufbauend darauf - zum fächer- 
spezifischen Bedarf vorgelegt. 

Die Zielvorstellungen der Bund-Länder-Kommission 
machen deutlich, daß in der zweiten Hälfte dieses 
Jahrzehnts nicht mehr jeder Studienbewerber damit 
rechnen kann, einen Studienplatz im Hochschulbe- 
reich zu erhalten. Das Problem, dem wir uns gegen- 
übersehen, ist durch quantitative Maßnahmen allein 
nicht zu lösen; hierauf hat die Bundesregierung 
mehrfach hingewiesen. 
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Den vorgesehenen Ausbaugrenzen der Hochschulen 
nähern wir uns schneller als vorgesehen, weil als 
Folge des dreigliedrigen Schulsystems die Über- 
gangsquoten auf das Gymnasium weiter hoch sind 
oder sogar noch zunehmen und als Folge der sozia- 
len Ungleichwertigkeit von beruflicher Bildung und 
gymnasialer Oberstufe der Drang in die Hochschule 
anhält; und nicht zuletzt, weil ein unzweckmäßig 
organisierter Hochschulzugang und unzeitgemäß 
organisierte Hochschulen und Studiengänge die Ver- 
weilzeiten und Studienzeiten an den Hochschulen 
sinnlos verlängern und so die Hochschulen zusätz- 
lich überlastet werden. 

Die Bundesregierung hat gemeinsam mit den Län- 
dern den Ausbau der Hochschulen vorangetrieben 
und die Grundlagen dafür geschaffen, daß in den 
kommenden Monaten Entscheidungen zu den wich- 
tigen Problemen der Neuordnungen des Bildungs- 
wesens und der Hochschulen möglich geworden 
sind. Der Entwurf zum Hochschulrahmengesetz ist 
ein wichtiger Baustein in diesem Zusammenhang. 
Das bisherige als selbstverständlich empfundene 
Verhältnis von Hochschulausbildung und Berufs- 
erwartung wird in Zukunft wesentlich Änderungen 


I erfahren. Dazu gehört auch die Abstimmung der 
j Berufs- und Laufbahnreform mit den im Zuge 
I der Bildungsreform entstehenden neuen Bildungs- 
' abschlüssen. 

Jetzt ist die Zeit für diese Entscheidungen gekom- 
men. Sie zu treffen, würde bedeuten, daß den jun- 
gen Menschen in den Schulen und ihren Eltern auf- 
gezeigt wird, wie sie sich in den schwierigen Jahren 
der Erneuerung des Bildungswesens einen Weg zur 
eigenen Entfaltung und in den Beruf bahnen kön- 
nen. Diese Entscheidungen zu versäumen, müßte 
bedeuten, eine schwere Krise in unserem Bildungs- 
wesen einzuleiten, deren Folgen für den einzelnen 
und die Gesellschaft unabsehbar wären. 

Angesichts der Verfassungslage und der Mehrhei- 
ten im Bundesrat kann die Bundesregierung aus 
dem Bewußtsein gemeinsamer Verantwortung her- 
aus die Länder gar nicht dringend genug darauf hin- 
weisen, diese Zusammenhänge zwischen bildungs- 
politischen Grundsatzentscheidungen und der Ent- 
wicklung der Hochschulen zur Grundlage der in den 
j kommenden Monaten zu treffenden Entscheidungen 
I zu machen. 
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